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Antrag 

Hannover, den 21.01.2020 

Fraktion der FDP 

Papiermüllflut durch Kassenbonpflicht schnellstmöglich beenden! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Entschließung 

Die mit dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen (Gesetz 
vom 22. Dezember 2016 [BGBl. I S. 3152]) eingeführte Belegausgabepflicht (§ 146 a Abs. 2 Satz 1 
der Abgabenordnung - AO) führt im Handel und dabei insbesondere beim Verkauf von Waren an 
eine Vielzahl von nicht bekannten Personen zu einer erheblich gesteigerten Ausgabe von Belegen, 
die größtenteils nicht von den Kunden mitgenommen, sondern direkt im Geschäft entsorgt werden. 
Dies führt zu einer erheblichen Zunahme von Abfall, der unter dem Gesichtspunkt des Umwelt-
schutzes vermeidbar ist. Gerade die Nutzung sogenannten Thermopapiers, das Biphenol A bzw. 
nach dessen Verbot die Alternativen Biphenol F oder S enthält, ist auch unter Gesundheitsaspek-
ten bedenklich. Darüber hinaus entsteht ein unnötiger bürokratischer und finanzieller Aufwand für 
die Betriebe, der bei Nutzung moderner Kassensysteme durch manipulationssichere Erfassung 
keinen Mehrwert entstehen lässt.  

Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 

1. sich bei der Bundesregierung dafür einzusetzen, dass der Anwendungserlass zu § 146 a AO 
(BStBl I 2019, S. 518 ff., Rz. 6.9, 6.11) geändert wird und zukünftig die Befreiung von der Be-
legausgabepflicht beim Einsatz moderner Kassensystemen mit manipulationssicherer Erfas-
sung vorsieht, ohne dass eine besondere Härte nachgewiesen werden muss, 

2. im Bundesrat einen Gesetzentwurf einzubringen, der § 146 a Abs. 2 der AO wie folgt neu 
fasst: 

„Wer aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfälle im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 erfasst, hat 
dem an diesem Geschäftsvorfall Beteiligten in unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang mit 
dem Geschäftsvorfall unbeschadet anderer gesetzlicher Vorschriften einen Beleg über den 
Geschäftsvorfall auszustellen und dem an diesem Geschäftsvorfall Beteiligten zur Verfügung 
zu stellen (Belegausgabepflicht). Bei Verkauf von Waren an eine Vielzahl von nicht bekannten 
Personen entfällt diese Pflicht, sofern eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung ge-
nutzt wird.“ 

Begründung 

Durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen (Gesetz vom 
22. Dezember 2016 [BGBl. I S. 3152]) sind elektronische Aufzeichnungssysteme grundsätzlich ab 
dem 1. Januar 2020 durch eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung zu schützen. Weiter 
wurde geregelt, dass die elektronischen Grundaufzeichnungen einzeln, vollständig, richtig, zeitge-
recht, geordnet und unveränderbar aufzuzeichnen sind (Einzelaufzeichnungspflicht) und auf einem 
Speichermedium gesichert und verfügbar gehalten werden müssen.  

Darüber hinaus wurde mit dem Gesetz eine Belegausgabepflicht (§ 146 a Abs. 2 Satz 1 AO) ab 
dem 1. Januar 2020 eingeführt. Bei Verkauf von Waren an eine Vielzahl von nicht bekannten Per-
sonen können die Finanzbehörden nach § 148 AO aus Zumutbarkeitsgründen nach pflichtgemä-
ßem Ermessen von der Belegausgabepflicht befreien (§ 146 a Abs. 2 Satz 2 AO). Das Gesetz sieht 
damit „in Fällen greifbarer Unzumutbarkeit selbst mit § 146 a Abs. 2 Satz 2 als spezieller Billigkeits-
vorschrift einen Pflichtendispens vor (...)“ (so Drüen in: Tipke/Kruse, AO/FGO, § 146 a AO Rz. 10). 
Im Anwendungserlass zu § 146 a AO (BStBl I 2019, S. 518 ff., Rz. 6.9, 6.11) führt die Finanzver-
waltung zu den Voraussetzungen einer Befreiung von der Belegausgabepflicht wie folgt aus: „Eine 
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Befreiung kommt nur dann in Betracht, wenn nachweislich eine sachliche oder persönliche Härte 
für den einzelnen Steuerpflichtigen besteht. Die mit der Belegausgabepflicht entstehenden Kosten 
stellen für sich allein keine sachliche Härte im Sinne des § 148 AO dar. (...) Die Befreiung von der 
Belegausgabepflicht setzt voraus, dass durch die Unterdrückung der Belegausgabe die Funktion 
der zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung nicht eingeschränkt wird.“ Durch diese Vorga-
be wird die eigentlich vorgesehene Ausnahme von der Belegerstellungspflicht nahezu unmöglich 
gemacht. 

Der ehemalige Wirtschafts- und heutige Umweltminister Olaf Lies hat bereits im November 2019 
die seit dem 1. Januar 2020 gültige Kassenbon-Pflicht wie folgt abgelehnt. „Da werden Millionen Ki-
lometer Bonpapier ausgedruckt und weggeschmissen. Das ist völlig unvernünftig und ökologisch 
absoluter Unfug“ (dpa, 21. November 2019). Und weiter: „‚Ich brauche beim Bäcker oder in der 
Eisdiele keinen Bon - wie Millionen andere Menschen auch´, sagte Lies und forderte vom Bundes-
finanzministerium Ausnahmen für kleine Händler: ‚Nicht erst Unsinn einführen, um ihn anschlie-
ßend zu beheben‘. Im Dezember-Plenum hieß es am Tag nach einer Bäcker-Demonstration vor 
dem Niedersächsischen Landtag vom amtierenden Wirtschaftsminister Dr. Althusmann: „Der Nie-
dersächsische Finanzminister ist wie ich der Auffassung, dass, wenn die technischen Vorausset-
zungen dafür gegeben sind, auf eine derartige Bonpflicht gut und gerne verzichtet werden kann“ 
(Vorläufiger Stenographischer Bericht, 18. Wahlperiode, 66. Plenarsitzung, 18. Dezember 2019, 
Seite 90).  

Es ist daher notwendig, die Regelungen der Abgabenordnung zu ändern und dem nachvollziehba-
ren Anliegen der Finanzverwaltung nach einer manipulationssicheren Erfassung aller digitalen 
Grundaufzeichnungen auch ohne die Produktion ungenutzter Belegberge nachzukommen. Auf-
grund der Dauer von Gesetzgebungsverfahren sollte zunächst der Anwendungserlass geändert 
werden, damit beim Vorliegen der Voraussetzungen Ausnahmen von der Belegausgabepflicht er-
teilt werden können. Daneben ist aber eine grundsätzliche Regelung ohne die Einholung von Aus-
nahmegenehmigungen bei der Finanzverwaltung durch eine Änderung der Abgabenordnung not-
wendig. 

 

Christian Grascha 
Parlamentarischer Geschäftsführer 

 

 

(Verteilt am 21.01.2020) 
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